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Internationale Organisationen 

EU: Vorschlag zur intensivierter! Zusammenarbeit bei der 
Umsatzsteuer 

Am 18. 8.2009 stellte die EG-Kommission den Entwurf zu ei-
ner nenen Rechtsverordnung zur Erginzung der Verordnung 
1798/2003 vor. Hauptsáchliche Regelungsinhalte sind der Zugriff 
der Mitgliedstaaten auf Datenbestãnde von Servem in anderen 
Mitgliedstaaten (hinsichtlich Servem auBerhalb der EU stellen sich 
bei diesem Zugriff ohnehin Hoheitsprobleme) und die Intensivie-
rung der Zusammenarbeit der Finanzverwaltungen zur Delatam-
fung des Umsatzsteuerbetrugs im Rahmen von Eurofisc. Die von 
der Kommission vorgeschlagenen MaBnahmen, insb. die Bereit-
stellung von Daten würde sicherlich nicht schnell zu bewerkstelli-
gen seio, denn die Under müssten die Daten dem Bundes-ZSt ba-
fem, was durei die unterschiedlichen Datenverarbeitungssysteme 
im Bund (Zivit) und in den Lándern (Konsens) erschwert wiirde. 

Deutsches AuBensteuerrecht 

Bundesregierung kündigt DBA-Türkei 

Die Bundesregierung hat sich seit langem um die Aufnahme 
von Verhandlungen Rir ein neues DBA-Türkei bemüht, die türlci-
sche Seita hat dem Wunsch jedoch nicht entsprochen. Nun hat die 
Bundesregierung das bisherige DBA-Türkei gekündigt mit Wir-
kung zum Ende des Jahres 2010. Stein des Anstolles sind Elemente  

im bisherigen Abkommen, die Entwicklungsstaaten gewâhrt wer-
den oder wurden, wie v.a. die Anrechnung fiktiver Quellensteuern. 
Weiterhin wünsc ht die Bundesregierung allgemein eine Modemi-
sierung des Abkorntnenstextes nach heutigem OECD-Standard. 

Auskindische Rechtsentwicklungen 

Brasilien: Bold Bestritigung der Wiener Vertragskonven-
tion 1969 - neue Auslegung der DBA bei brasilianischen 
Gerichten? 

Am 20. 7. 2009 erschien das Legislativ-Dekret n. 469/2009, 
womit der brasilianische Kongress dem Text der Wiener Oberein-
konmien über das Recht der Vertriige von 1969 die parlamentari-
sche Zustimmung gegeben hat. Es ist jetzt zu erwarten, dass der 
Bundesprásident bald das Obereinkonunen ratifizieren soll. 

Wichtig ist diese Ratifikation u. a. deshalb, weil Art. 27 er-
Idart, dass das lokale Recht kein Grund Rir eine Nichtanwendung 
eines Abkommens ist. Obgleich der Vorrang von intemationalen 
Abkommen vor nationalem Recht schon in Art. 98 des brasiliani-
schen Staatssteuergesetzbuches vorgesehen wurde, behaupten ei-
nige Autoren, dass die DBA lediglich als leges speciales gelten, es 
also maglich sei, nationalem Recht den Vorrang einzuráumen, falis 
dies vom Gesetzgeber Mar gesagt werde. Wir sind mit dieser Mei-
nung nicht einig, die Rechtsprechung hat auch bisher den Vorrang 
von valkerrechtlichen Vertrãgen bestâtigt, auch im Steuerrecht. 
Dass dias aber jetzt vom brasilianischen Kongress bestãtigt wurde, 
ist ein neles Argument für den Vorrang. 

Obwohl die Lehre seit langem erklãrt hat, dass die Auslegungs-
regel des übereinkommens (Arr. 31-33) schon als Gewohnheits-
recht unabhángig von der Ratifikation anwendbar sei, hat sie nun 
eM stárkeres Argument Rir ihre Meinung. Insbesondere im Fall der 
Auslegung von DBA kann jetzt die brasilianische Rechtsprechung 
der Meinung folgen, Art. 31 fordere die Anwendung der OECD-
Kommentare. Da es nicht seiten ist, dass brasilianischen Finanz-
amtsordnungen vom OECD-Kommentar abweichen, kann man 
behaupten, die Amtsauslegung soll mindestens letztere prüfen. 

Beispielsweise kannte man dadurch vermeiden, dass das brasi-
lianische Finanzamt die Meinung ãuBern würde, nicht Art. 7, son-
dern Art. 21 sei anwendbar im Fall von Dienstleistungserttâgen, 
die nicht untar Art. 12 fallen. 

Eine solche Auslegung — Erweiterung des Art. 21 und Ver-
drángung des Art. 7 — ist nicht zu akzeptieren. Hoffentlich wird 
die Ratifikation des übereinkommens dabei behilflich seio. 

Eine gute Nachricht ist abar, dass unabhángig von solcher Ra-
tifikation vor kurzem diese sonderbare Auslegung vom 4. Bundas-
regionaltribunal abgelehnt wurde. Das Gericht hat abo erklãrt, 
dass Gewinne von Dienstleistungen ohne Technologietransfer un-
ter Art. 7 des kanadischen und deutsch-brasilianischen DBA fallen, 
Art. 21 sei in solchem Fall nicht anzuwenden. Dadurch iehnt das 
Gericht eine Anordnung des Finanzamts (Deklaratorischer Akt 
Cosit n. 1/2000) ab, nach dessen Meinung solche Ertráge nicht Ge-
winne im Sinne des Art. 7 seien, sondem „andare Ertrãge" nach 
Art. 21. Wichtig ist, zu sagen, dass das brasilianische DBA (abwei- 
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gen, Unterrichtsleistungen, Sozialleistungen, die Verãuflerung 
von Agrarprodukten, internationaler Personentransport, Importe, 
die auch von Züllen befreit sind. 

Vorsteuerüberschüsse aus drei zusammenhãngenden Monaten 
müssen vergütet werden, wenn eine Verrechnung mit anderen 
Steuerschulden nicht móglich ist und der Auszahlungsbetrag min-
destens 15 Mio. Burundi Franc (FBU, entspricht eewa 9 100 €) 
betrãgt. Für Exporteure und im Fall der Geschãftsaufgabe gelten 
günstigere Bedingungen. Verzfigerungen bei der Auszahlung wer-
den mit 1 % pro Monat zugunsten des Steuerpflichtigen verzinst. 
Der entsprechende Betrag soll dem Bearbeiter in der Verwaltung 
in Rechnung gestellt werden. 

Die Umsatzschwelle, die zur Steuerpflicht führt, ist recht hoch 
angesetzt. Sie betrãgt 100 Mio. FBU (60 000 €). Eine Option zur 
TVA ist mõglich — mit einer Bindungswirkung von vier jahren. 

Besteuerungszeitraum ist der Kalendermonat. Die Steueran-
meldung ist innerhalb von 15 Tagen abzugeben, und die Zahlung 
ist gleichzeitig zu leisten. 

Rechtsmittel gegen Anderungsbescheide — etwa aufgrund ei-
ner AuBenprüfung —Iffinnen mit dem Einspruch (réclamation) an-
gefochten werden. Vorher kann eine besondere Komtnission 
(„commission de conciliation', inspiriert durch das franzõsische 
Steuerverfahrensrecht) angerufen werden, die einen — nicht bin-
denden—Lõsungsvorschlag erarbeitet. Der Rechtsweg zu den Ver-
waltungsgerichten ist gegeben. 

chend von OECD-MA) Für Art. 21 eine gemeinsame Kompetenz 
vorsieht, der Quellenstaat darf abo solche Einnahmen begren-
zungslos besteuern. 

Dieses Urteil ist zwar nicht definitiv und wurde nicht auf die 
Wiener übereinkommen gestützt, aber es wies auf ein mOgliches 
internationales Einverstãndnis über die Auslegung von Abkom-
men hin. Solhe das Wiener übereinkommen ratifiziert werden, ist 
zu hoffen, dass diese Tendenz sich bei den bras. Gerichten festigt. 

Prof. Dr. Luís Eduardo Schoueri und Vinicius Feliciano Tersi, 
Laraz Martins Advogados, São Paulo 

Burundi: Mehrwertsteuer 
Der ostafrikanische Staat Burundi (9 Mio. Einwohner, zu-

nãchst Deutsch-Ostafrika, heute francophon) hat mit Wirkung ab 
I. 7. 2009 die Mehrwertsteuer eingefuhrt (Loi No. 1/02 du 17 
Février 2009 portant institution de la taxe sur la valeur ajoutée 
„TVA"). Eine Umsatzsteuer Rir ein begrenztes Warensortimenr 
und einige Dienstleistungen wurde vorher auf Grundlage eines 
Gesetzes über „Transaktionen" (Loi portant reforme de la taxe sur 
les transactions, 1989) erhoben. In Lesem Gesetz waren zugleich 
die Verbrauchsteuern (Akzisen) geregelt. 

Motiv Rir die Umstellung sind die Vergrõflerung der Besteue-
rungsgrundlage und die Angleichung an die Steuersysteme in der 
East African Community (EAC), wozu noch Tansania, Kenia, 
Uganda und Ruanda gehõren, und in der eine Wirtschafts- und 
Zollunion anstrebt wird. 

Im Kern entspricht die TVA dem herkõmmlichen Mehrwert-
steuersystem mit der Besteuerung von Lieferungen und Dienst-
leistungen, dem Import sowie dem „Eigenverbrauch". Das Vor-
steuerabzugsprinzip gilt mit Einschrãnkungen; die steuerbefreiten 
Leistungen schlieflen den Vorsreuerabzug aus und die Exporte sind 
befreit bei gleichzeitigem Vorsteuerabzugsrecht. Es besteht ein 
einheitlicher Steuersatz von 18 %. Nur für Exporte und damit vet-
bundene Dienstleistungen ist ein Steuersatz von 0 % vorgesehen. 
Mie einer Differenzbesteuerung sind nicht vorgesehen. 

Auffolgende Besonderheiten ist hinzuweisen: 
Der Ort der Lieferung ist nicht stets dort, wo die Ware überge-

ben oder von wo aus sie versandt wird; der Lieferort ist in Burundi, 
wenn die Lieferbedingungen sich nach burund. Recht richten. 

Bei der Lieferung von Wasser und Energie (Elektrizitãt, Gas, 
Wárme) gilt der Verbrauchsort ais Lieferort (Empfángerlandprin-
zip), aber ausdrücklich nur, wenn der Endverbrauch in Burundi 
stattfindet. Eine entsprechende Regelung findet sich bei grenz-
überschreitenden Dienstleistungen: Liegt der Empfangsort (dort, 
wo die Leistung genutzt wird) in Burundi, ist Ort der Dienstleis-
tung in Burundi. Eine korrespondierende Regelung Rir den une-
kehrten Fall besteht nicht. 

Die Bemessungsgrundlage ist am Wert der Gegenleistung ori-
entiert, wobei spatereAnderungen der vertraglichen Grundlage zu 
einer Anpassung der Steuer führen. Allerdings ist der Fall der un-
einbringlichen Forderung nicht geregelt. Es ist zu vermuten, dass 
die Steuerbehõrden hierin keinen Berichtigungstatbestand sehen, 
auch wenn die Tatsache des Forderungsausfalls feststeht. Es gilt das 
Prinzip der Sollbesteuerung. 

Gravierend ist die Beschrinkung des Vorsteuerabzugs auf 50 % 
der in Rechnung gestellten Steuer. Diese mit dem MwSt-System 
nicht vereinbare Regelung ist zunãchst eingeführt worden, um die 
Haushaltseinnahmen des Staates nicht zu gefdluden. — Problema-
tisch erscheint auch die nachtrãgliche Aberkennung des Vorsteuer-
abzugs, wenn die erworbenen Waren beim Unternehmer „ver-
schwunden" (disparu) sind. Hier mag die Furcht vor Steuerbetrug 
Pare gestanden haben; allerdings kann die Vernichtung oder das 
Abhandenkommen von Betriebsvermõgen auch plausibel seio, 
ohne dass eM steuerliches Fehlverhalten datnit verbunden ist. 

Das Gesetz enthãlt zahlreiche Steuerbefreiungen. Dazu zãhlen 
z. B.: Finanzdienstleistungen, Verkauf von Wohngebãuden, Ver-
mietung von Wohnraum (aufler Hotelbetriebe), ãrztliche Leistun- 

Dr. Lothar Bublitz, Hamburg 

Frankreich: Neue Optionsmaglichkeiten der Kapitalgesell-
schaften für das Steuerfestsetzungsverfahren der Perso-
nengesellschaften: Bedingungen und steuerliche Vorteile 

Seit August 2008 ermüglicht eM Gesetz, den nicht bõrsenno-
nenen AGs, den vereinfachten AGs (SAS) und den GmbHs, die vor 
weniger ais fiingahren gegrtindet wurden, sichunter gewissen Be-
dingungen für das Steuerfestsetzungsverfahren der Personenge-
sellschaften zu entscheiden. 

Um diese Option auszufiihren, muss sich bei diesen Gesell-
schaften wenigstens 50 % des Kapitals im Besitz einer oder mehre-
rer natürlichen Personen und i. H. von wenigstens 34 % von einer 
oder mehrerer Personen befinden, die in diesen Gesellschaften ais 
Vorstandsvorsitzender, Generaldirektor, Vorsitzender des Auf-
sichtsrates, Vorstandsmitglied oder Geschãftsführer auftreten. 

Dieses Optionsrecht kann nur von Gesellschaften ausgeübt wer-
den, die eine Aktivitãt im Bereich der Industrie, des Handels, des 
Handwerks, der Landwirtschaft haben oder freiberuflich tãtig sind. 
Die Gesellschaften müssen ebenfalls weniger ais fünfzig Arbeitneh-
mer beschãftigen und einen Jahresumsatz bzw. eine Bilanz von ins-
gesamt weniger ais 10 Mio. € imLaufe des Geschgtsjahres erzielen. 
Das Interesse dieses Optionsrechts liegt Rir die Gesellschafter darin, 
dass sie die Mõglichkeit haben, von ihrem Gesamtemkotrunen das 
Defizit der Gesellschaft im Verháltnis ihrer Rechte abzuziehen. 

Für die Gesellschafter, die ais juristische Person auftreten, ist 
der Anteil des erzeugten Defizits sofort auf den erzielten Gewinn 
anrechenbar und wird ggE auf unbegrenzte Zeit übertragen. 

Für natürliche Personen ais Gesellschafter folgt der Anteil des 
erzeugten Defizits den Anrechnungsregeln der Beschãftigungsart 
der betroffenen Gesellschaft. 

Um auf das Gesamteinkommen anrechenbar zu seio und somit 
zur Verringerung der Besteuerungsgrundlage zu führen, müssen 
die Defizite beruflich sein und von den gewerbetreibenden Gesell-
schaftern erfasst werden. Um es prãziser auszudrücken, impliziert 
die berufliche Aktivitãt eine persõnliche und aktive Beteiligung 
für eigene Rechnung, die über die bestándige und regelmãflige 
Einbeziehung in die Verwaltung der Gesellschaft geht. 

Das Optionsrecht wird letztlich für einen Zeitraum von fdnf 
GescháNahren ausgeübt. Dies kann jedoch beendet werden, falis 
eine der Anwendungsbestimmungen nicht mehr erfüllt wird oder 
im Falle des einfachen ausdrücklichen Verzichts. 


